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Änderungsantrag 1
Luisa Morgantini

Entwurf einer Stellungnahme
Erwägung B a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass
Rechenschaftspflicht, Transparenz und 
ergebnisorientiertes Management 
mehreren internationalen 
Übereinkommen, darunter der Erklärung 
von Paris über die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit, zufolge zu 
den wichtigsten Grundsätzen für die 
Entwicklungszusammenarbeit gehören;

Or. en

Änderungsantrag 2
Glenys Kinnock

Entwurf einer Stellungnahme
Erwägung B b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

Bb. in der Erwägung, dass in Afghanistan 
90 % der öffentlichen Gelder aus 
internationaler Hilfe stammen, was den 
großen Bedarf und den hohen Grad der 
Hilfsabhängigkeit des Landes
verdeutlicht;

Or. en

Änderungsantrag 3
Glenys Kinnock

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3 stellt die Weiterleitung der Mittel durch 
den Kernetat der Regierung 
(„Budgethilfen“) über Treuhandfonds der 
Geber (MDTF) mit Beiträgen aus dem 
Gemeinschaftshaushalt in Frage, da nicht 
davon ausgegangen wird, dass Afghanistan 
bereits die Anforderungen der EG für eine 
direkte Beteiligung an einem Budgethilfen-
Programm erfüllt; vertritt die Auffassung, 
dass Budgethilfen, wenn die 
entsprechenden Anforderungen erfüllt sind, 
auf sektorbezogener Grundlage gewährt 
werden sollten;

3. vermerkt die Weiterleitung der Mittel 
durch den Kernetat der Regierung 
(„Budgethilfen“) über Treuhandfonds der 
Geber (MDTF) mit Beiträgen aus dem 
Gemeinschaftshaushalt, obwohl nicht 
davon ausgegangen wird, dass Afghanistan 
bereits die Anforderungen der EG für eine 
direkte Beteiligung an einem Budgethilfen-
Programm erfüllt; vertritt die Auffassung, 
dass Budgethilfen, wenn die 
entsprechenden Anforderungen erfüllt sind, 
idealerweise auf sektorbezogener 
Grundlage gewährt werden sollten, erkennt 
allerdings an, dass dies im afghanischen 
Kontext möglicherweise nicht der 
geeignete Ansatz ist;

Or. en

Änderungsantrag 4
Glenys Kinnock

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3a. vermerkt außerdem, dass bei einem 
Übergehen von Regierungen die Gefahr 
besteht, die Anstrengungen zur Stärkung 
eigener Systeme der Länder und zum 
Aufbau wirksamer staatlicher 
Institutionen zu gefährden;

Or. en

Änderungsantrag 5
Luisa Morgantini

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. verweist auf das DCI-Erfordernis1 , dass 
Budgethilfen einhergehen sollten mit einer 
Unterstützung der Bemühungen der 
Partnerländer um die Entwicklung 
parlamentarischer Kontroll- und 
Prüfkapazitäten und die Verbesserung der 
Transparenz und des Zugangs der 
Öffentlichkeit zu Informationen; weist 
darauf hin, dass entsprechende 
Maßnahmen auch durchgeführt werden 
sollten, wenn „Budgethilfen“ von anderen 
Gebern oder MDTF gewährt werden;

4. verweist auf das DCI-Erfordernis1, dass 
Budgethilfen einhergehen sollten mit einer 
Unterstützung der Bemühungen der 
Partnerländer um die Entwicklung 
parlamentarischer Kontroll- und 
Prüfkapazitäten und die Verbesserung der 
Transparenz und des Zugangs der 
Öffentlichkeit zu Informationen; weist 
darauf hin, dass entsprechende 
Maßnahmen auch durchgeführt werden 
sollten, wenn „Budgethilfen“ von anderen 
Gebern oder MDTF gewährt werden, und 
betont die wichtige Rolle, die 
Organisationen der Zivilgesellschaft bei 
der Kontrolle derartiger Budgethilfen 
übernehmen können;

Or. en

Änderungsantrag 6
Luisa Morgantini

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6. ist äußerst besorgt über die Risiken, 
denen das in der 
Entwicklungszusammenarbeit in 
Afghanistan tätige Personal ausgesetzt ist, 
was durch den Tod von vier Beschäftigten 
im August 2008 deutlich gemacht wurde; 
vertritt die Auffassung, dass die Sicherheit 
des zivilen Hilfspersonals durch die 
Verwischung der Unterschiede zwischen 
militärischen und zivilen Akteuren 
gefährdet ist, die dadurch entsteht, dass im 
Rahmen des Wiederaufbaus in den 
Provinzen Militär zur Durchführung von 
Entwicklungsmaßnahmen eingesetzt wird;

6. ist äußerst besorgt über die Risiken, 
denen das in der 
Entwicklungszusammenarbeit in 
Afghanistan tätige Personal ausgesetzt ist, 
was durch den Tod von vier Beschäftigten 
im August 2008 deutlich gemacht wurde; 
vertritt die Auffassung, dass die Sicherheit 
des zivilen Hilfspersonals durch die 
Verwischung der Unterschiede zwischen 
militärischen und zivilen Akteuren 
gefährdet ist, die dadurch entsteht, dass im 
Rahmen des Wiederaufbaus in den 
Provinzen Militär zur Durchführung von 
Entwicklungsmaßnahmen eingesetzt wird; 

                                               
1 DCI Article 25(1)(b) 
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fordert deshalb die Wiederherstellung 
einer klaren Unterscheidung zwischen 
militärischem und zivilem Personal;

Or. en

Änderungsantrag 7
Luisa Morgantini

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 7

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

7. bedauert, dass die Beziehungen 
zwischen nichtstaatlichen Akteuren und 
der afghanischen Regierung sich nicht 
immer reibungslos gestalten, und fordert, 
alle Anstrengungen zur Verbesserung der 
Beziehungen zu unternehmen; verweist 
außerdem auf die Notwendigkeit, eine 
genaue Definition nicht gewinnorientierter 
nichtstaatlicher Akteure auf nationaler 
Ebene festzulegen;

7. bedauert, dass die Beziehungen 
zwischen nichtstaatlichen Akteuren und 
der afghanischen Regierung sich nicht 
immer reibungslos gestalten, und fordert, 
alle Anstrengungen zur Verbesserung der 
Beziehungen zu unternehmen; verweist 
außerdem auf die Notwendigkeit, eine 
genaue Definition nicht gewinnorientierter 
nichtstaatlicher Akteure auf nationaler 
Ebene festzulegen, nachdem die 
nichtstaatlichen Akteure selbst konsultiert 
wurden;

Or. en

Änderungsantrag 8
Juan Fraile Cantón

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 8

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

8. verweist auf die besonderen Probleme
afghanischer Frauen unter dem Regime der 
Taliban und in der Folgezeit1 und stellt 
fest, dass in dieser Zeit entstandene 
kulturelle Verhaltensweisen nur 

8. verweist auf die besonders gravierende 
Diskriminierung afghanischer Frauen 
unter dem Regime der Taliban und in der 
Folgezeit; verurteilt jegliche rechtliche, 
kulturelle und religiöse Maßnahme zur 

                                               
1 Wie in Ziffer 33 der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juli zur Stabilisierung Afghanistans: 
Herausforderungen für die Europäische Union und die internationale Gemeinschaft beschrieben.
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allmählich geändert werden können;
fordert die Kommission auf, bei all ihren 
Entwicklungsmaßnahmen im Land 
geschlechtsspezifische Aspekte zu 
berücksichtigen;

Diskriminierung von Frauen, die sie vom 
öffentlichen und politischen Leben 
ausschließt und sie in ihrem Alltag 
abschottet; fordert die Kommission
nachdrücklich auf, derartige Praktiken
bei all ihren Entwicklungsmaßnahmen im 
Land zu bekämpfen;

Or. es

Änderungsantrag 9
Luisa Morgantini

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 8

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

8. verweist auf die besonderen Probleme
afghanischer Frauen unter dem Regime der 
Taliban und in der Folgezeit1 und stellt 
fest, dass in dieser Zeit entstandene
kulturelle Verhaltensweisen nur allmählich 
geändert werden können; fordert die 
Kommission auf, bei all ihren
Entwicklungsmaßnahmen im Land 
geschlechtsspezifische Aspekte zu 
berücksichtigen;

8. verweist auf die Unterdrückung und 
Diskriminierung afghanischer Frauen 
unter dem Regime der Taliban und die
Probleme, denen sie sich jetzt gegenüber 
sehen, und stellt fest, dass, auch wenn
kulturelle Verhaltensweisen nur allmählich 
geändert werden können, von der 
amtierenden Regierung mehr getan 
werden sollte, um ihre Rechte zu 
verteidigen; fordert die Kommission auf, 
spezifisches Personal in ihre Delegation 
für Afghanistan aufzunehmen, um in all 
ihre Entwicklungsmaßnahmen im Land 
geschlechtsspezifische Aspekte besser 
einzubeziehen;

Or. en

                                               
1 Wie in Ziffer 33 der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juli zur Stabilisierung Afghanistans: 
Herausforderungen für die Europäische Union und die internationale Gemeinschaft beschrieben.
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